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RESOLUTION 59/181

Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 20. Dezember 2004, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 128 Stimmen bei 52 Gegenstimmen und 4 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/503/Add.1, Ziffer 20)247:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barba-
dos, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brunei Darussalam,
Burkina Faso, Burundi, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Repu-
blik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Re-
publik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Gambia, Gha-
na, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, In-
dien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien,
Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Ko-
lumbien, Komoren, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Le-
sotho, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malay-
sia, Malediven, Mali, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko,
Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Nicaragua, Niger, Nige-
ria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Peru, Philippinen, Ruanda,
Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, São Tomé und Príncipe,
Saudi-Arabien, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Soma-
lia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Su-
riname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Ti-
mor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Turkmenistan, Tuva-
lu, Uganda, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische
Republik.

Dagegen: Albanien, Andorra, Armenien, Australien, Belgien, Bosnien und
Herzegowina, Bulgarien, Chile, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechen-
land, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Malta, Monaco, Neuseeland, Niederlande, Norwe-
gen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ru-
mänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

Enthaltungen: Brasilien, Äquatorialguinea, Paraguay, Ukraine.

59/181. Ausgewogene geografische Verteilung bei der Zu-
sammensetzung der Menschenrechts-Vertrags-
organe

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 56/146 vom 19. De-
zember 2001,

erneut erklärend, wie wichtig das Ziel der universellen
Ratifikation der Menschenrechtsübereinkünfte der Vereinten
Nationen ist,

erfreut über die erhebliche Zunahme der Anzahl der Rati-
fikationen der Menschenrechtsübereinkünfte der Vereinten
Nationen, was besonders zu ihrer Universalität beigetragen
hat,

erneut erklärend, dass die wirksame Aufgabenwahrneh-
mung der gemäß den Menschenrechtsübereinkünften der Ver-
einten Nationen geschaffenen Vertragsorgane für die vollin-
haltliche und wirksame Anwendung dieser Übereinkünfte
wichtig ist,

daran erinnernd, dass die Menschenrechtskommission
und die Generalversammlung in Bezug auf die Wahl der Mit-
glieder der Menschenrechts-Vertragsorgane anerkannt haben,
wie wichtig es ist, dass der ausgewogenen geografischen Ver-
teilung der Mitglieder, der ausgewogenen Vertretung von
Männern und Frauen und der Vertretung der hauptsächlichen
Rechtssysteme Rechnung getragen und darauf geachtet wird,
dass die Mitglieder in persönlicher Eigenschaft gewählt wer-
den und in dieser Eigenschaft tätig sind und dass es sich um
Personen von hohem sittlichen Ansehen sowie anerkannter
Unparteilichkeit und Sachkenntnis auf dem Gebiet der Men-
schenrechte handelt,

in Bekräftigung der Bedeutung nationaler und regionaler
Besonderheiten und unterschiedlicher historischer, kultureller
und religiöser Traditionen sowie unterschiedlicher Politik-,
Wirtschafts- und Rechtssysteme,

in Anbetracht dessen, dass die Vereinten Nationen für die
Mehrsprachigkeit als ein Mittel zur Förderung, zum Schutz
und zur Erhaltung der Vielfalt der Sprachen und Kulturen auf
der ganzen Welt eintreten und dass eine echte Mehrsprachig-
keit die Einheit in der Vielfalt und die internationale Verstän-
digung fördert,

daran erinnernd, dass die Menschenrechtskommission
und die Generalversammlung den Vertragsstaaten der Men-
schenrechtsverträge der Vereinten Nationen nahe gelegt ha-
ben, einzeln und auf Tagungen der Vertragsstaaten zu prüfen,
wie unter anderem der Grundsatz der ausgewogenen geogra-
fischen Verteilung bei der Zusammensetzung der Vertragsor-
gane besser verwirklicht werden kann,

besorgt über das regionale Ungleichgewicht bei der ge-
genwärtigen Zusammensetzung einiger Menschenrechts-Ver-
tragsorgane,

insbesondere feststellend, dass der Status quo sich tenden-
ziell besonders nachteilig auf die Wahl von Sachverständigen
aus einigen Regionalgruppen auswirkt,

überzeugt, dass das Ziel der ausgewogenen geografischen
Verteilung bei der Zusammensetzung der Menschenrechts-
Vertragsorgane mit der Notwendigkeit, die ausgewogene
Vertretung von Männern und Frauen und die Vertretung der
hauptsächlichen Rechtssysteme in diesen Organen sowie das
hohe sittliche Ansehen und die anerkannte Unparteilichkeit
und Sachkenntnis ihrer Mitglieder auf dem Gebiet der Men-
schenrechte zu gewährleisten, durchaus vereinbar ist und im
Einklang mit dieser Notwendigkeit voll verwirklicht und er-
reicht werden kann,

247 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, Aserbaidschan,
Äthiopien, Bangladesch, Belarus, Benin, Botsuana, China, Côte d'Ivoire,
Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Dominikanische Republik, El Salvador, Eritrea, Guinea-Bissau, Indien,
Indonesien, Iran (Islamische Republik), Kamerun, Katar, Kenia, Kongo,
Kuba, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libysch-
Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Mali, Mauretanien,
Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Paki-
stan, Ruanda, Russische Föderation, Sambia, Saudi-Arabien, Sierra Leo-
ne, Simbabwe, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Suriname, Syrische Arabi-
sche Republik, Togo, Tunesien, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigte Republik Tansania und Vietnam.
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1. legt den Vertragsstaaten der Menschenrechtsüber-
einkünfte der Vereinten Nationen nahe, konkrete Maßnahmen
einzuleiten, unter anderem, für die Wahl der Mitglieder der
Vertragsorgane möglicherweise Quotenregelungen für die
Verteilung nach geografischen Regionen festzulegen, um so
sicherzustellen, dass das überaus wichtige Ziel der ausgewo-
genen geografischen Verteilung bei der Zusammensetzung
dieser Menschenrechtsorgane erreicht wird;

2. fordert die Vertragsstaaten der Menschenrechtsüber-
einkünfte der Vereinten Nationen auf, in die Tagesordnung
ihrer nächsten Tagungen eine Aussprache über Mittel und
Wege zur Gewährleistung einer ausgewogenen geografischen
Verteilung bei der Zusammensetzung der Menschenrechts-
Vertragsorgane auf der Grundlage der Empfehlungen der
Menschenrechtskommission und des Wirtschafts- und Sozial-
rats sowie der Bestimmungen dieser Resolution aufzuneh-
men;

3. empfiehlt, dass bei der Prüfung der Möglichkeit, für
die Wahl der Mitglieder jedes Vertragsorgans Quoten nach
Regionen festzulegen, flexible Verfahren eingeführt werden,
die die folgenden Kriterien umfassen:

a) Eine Quote ist so festzusetzen, dass jede der von der
Generalversammlung eingesetzten fünf Regionalgruppen in
jedem Vertragsorgan über eine Mitgliederzahl verfügt, die
dem Anteil der jeweiligen Regionalgruppe an der Gesamtzahl
der Vertragsstaaten des zugrunde liegenden Rechtsinstru-
ments entspricht;

b) in regelmäßigen Abständen sind Revisionen vorzu-
sehen, die anteilsmäßige Änderungen bei der geografischen
Verteilung der Vertragsstaaten widerspiegeln;

c) automatische regelmäßige Revisionen sind ins Auge
zu fassen, damit der Wortlaut des Rechtsinstruments nicht ge-
ändert werden muss, wenn die Quoten geändert werden;

4. betont, dass der zur Verwirklichung des Ziels der
ausgewogenen geografischen Verteilung bei der Zusammen-
setzung der Menschenrechts-Vertragsorgane erforderliche
Prozess dazu beitragen kann, das Bewusstsein dafür zu schär-
fen, wie wichtig die ausgewogene Vertretung von Männern
und Frauen, die Vertretung der hauptsächlichen Rechtssyste-
me sowie der Grundsatz ist, dass die Mitglieder der Vertrags-
organe in persönlicher Eigenschaft gewählt werden und in
dieser Eigenschaft tätig sind und dass es sich um Personen
von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Unparteilich-
keit und Sachkenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte
handelt;

5. ersucht die Vorsitzenden der Menschenrechts-Ver-
tragsorgane, auf ihrer nächsten Tagung den Inhalt dieser Re-
solution zu prüfen und über die Hohe Kommissarin der Ver-
einten Nationen für Menschenrechte konkrete Empfehlungen
zur Erreichung des Ziels der ausgewogenen geografischen
Verteilung bei der Zusammensetzung der Menschenrechts-
Vertragsorgane zu unterbreiten;

6. ersucht die Hohe Kommissarin der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte, der Generalversammlung auf ihrer
sechzigsten Tagung konkrete Empfehlungen zur Durchfüh-
rung dieser Resolution zu unterbreiten;

7. beschließt, ihre Behandlung dieser Frage auf ihrer
sechzigsten Tagung unter dem Unterpunkt "Anwendung der
Rechtsakte auf dem Gebiet der Menschenrechte" fortzuset-
zen.

RESOLUTION 59/182

Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 20. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/503/Add.1, Ziffer 20)248.

59/182. Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe

Die Generalversammlung,

unter Hinweis darauf, dass die Freiheit von Folter und an-
derer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafe ein Recht ist, das nicht außer Kraft ge-
setzt werden darf und das unter allen Umständen geschützt
werden muss, auch in Zeiten innerer oder internationaler Un-
ruhen oder bewaffneter Konflikte, und dass das Verbot der
Folter in allen einschlägigen internationalen Übereinkünften
ausdrücklich bekräftigt wird,

sowie unter Hinweis darauf, dass eine Reihe internationa-
ler, regionaler und innerstaatlicher Gerichte, einschließlich
des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der Ver-
antwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemali-
gen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen das
humanitäre Völkerrecht, anerkannt haben, dass das Verbot
der Folter eine zwingende Norm des Völkerrechts ist,

ferner unter Hinweis auf die Definition der Folter in
Artikel 1 des Übereinkommens gegen Folter und andere grau-
same, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe249,

unter Hinweis auf die Empfehlung in der Erklärung und
dem Aktionsprogramm von Wien, die am 25. Juni 1993 von
der Weltkonferenz über Menschenrechte verabschiedet wur-
den250, wonach der Bereitstellung der erforderlichen Ressour-
cen für die Unterstützung von Opfern der Folter sowie von
wirksamen Mitteln für ihre physische, psychologische und so-
ziale Rehabilitation, unter anderem durch zusätzliche Beiträ-

248 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Andorra, Angola, Argenti-
nien, Armenien, Australien, Bangladesch, Belarus, Belgien, Benin, Bo-
livien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso,
Chile, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland,
Frankreich, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Irak,
Irland, Island, Italien, Japan, Jordanien, Kanada, Kenia, Kirgisistan,
Kongo, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mali,
Malta, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Mona-
co, Mongolei, Mosambik, Namibia, Neuseeland, Nicaragua, Niederlan-
de, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Po-
len, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Mari-
no, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien und Montenegro, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Südafrika, Timor-Leste, Tschechische Republik,
Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staa-
ten von Amerika und Zypern.
249 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 1465, Nr. 24841.
250 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III.




